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Ihre Nachricht 08.06.2018

Besüchsanschrift Hubertusweg 19, Bad Hersfeld

Datum 21.08.2018

Bergrechtliches Planfeststellungsverfahren zur Erweiterung der Rückstandshalde
des Werks Werra, Standort Hattorf, in Philippsthal;

hier: Stellungnahme zur 2. Plahänderung

Sehr geehrte Damen Und Herren,

für die Phase 1 des Planfeststellungsverfahrens nehme ich aus Sicht des Vor- und 
Nachsorgenden Bodenschutzes Stellung.

Auf Grundlage der vorgelegten Unterlagen liegen die Voraussetzungen für die 
Zulassung des Gesamtvorhabens (Phase 1 und 2) aus Sicht des Vorsorgenden 
Bodenschutzes in Hinblick auf die Langzeitauswirkungen auf den Boden und das 
Grundwasser, ausgehend von der Lösung- bzw. Mobilisierung von Schwermetallen 
durch salinare Wässer in der gesättigten und ungesättigten Bodenzone, nicht vor. Die 
Stellungnahme einschließlich der vorgeschlagenen Auflagen bezieht sich daher 
ausschließlich auf die Phase 1 des Planfeststellungsverfahrens mit einer Fläche von 
26,9 ha.

. Nach § 3 Abs. 10 BBodSchG findet dieses Gesetz Anwendung, soweit die Vorschriften 
des Bundesberggesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen über die Errichtung, Führung oder Einstellung eines Betriebes 
Einwirkungen auf den Boden nicht regeln. Daher haben die materiellen Anforderungen 

des Bergrechtes Vorrang. Gleiches gilt für das Wasser- und Immisionsschutzrecht.

Wir sind telefonisch mo. - do. von 08:00.- 16:30 Uhr und fr. von 08:00 - 15:00 Uhr ständig erreichbar. Bestiche bitte 
möglichst mo. - do. in der Zeit von 09:00 - 12:00 Uhr und von 13:30 -15:30 Uhr, fr. von 09:00 - 12:00 Uhr, 
oder nach tel. Vereinbarung.

Postanschrift: Hubertusweg 19 36251 Bad Hersfeld Vermittlung 06621 406-6.
Das Dienstgebäude Hubertusweg 19 ist vom Bahnhof zu Fuß in ca. 10 Minuten zu erreichen.
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Gern. § 4 Abs. 1 BBodSchG hat jeder, der auf den Boden einwirkt sich so zu verhalten, 
dass schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Darüber hinaus 
besteht bei Veränderungen der Bodenbeschaffehheit nach § 7 BBodSchG die Pflicht 
zur Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen, die durch ihre 
Nutzung auf dem Grundstück oder in dessen Einwirkungsbereich hervorgerufen werden 
können. Zur Erfüllung der Vorsbrgepflicht sind öder
zu mindern, soweit dies auch im Hinblick auf den Zweck der Nutzung des Grundstückes 
verhältnismäßig ist. Für die Erweiterungsfläche der Phase 1 kann.die Vorsbrgepflicht in 

Hinblick auf das Minifnierungsgebot soweit untejstpjlt Werden,.al^dass einje Minderung 
der in Anspruch zu nehmenden Fläche nicht mc^j]pH :f4?i^MPÖb^ Eiöwirlfüngsbereich 

der Rückstandshalde liegt für die Bestandserfassunä und Bewertung des Bodens den 
Antragsunterlagen in Band 3.14 ein BödengutacHtän'beif Derfjät-Züstahddäs icitlU'i- 

Schutzgutes Boden im Untersuchungsraum wurde in Anlehnung an die hessische 
Arbeitshilfe 'Bodenschutz in der Bauleitplanung' (HMUELV, 2011) erfasst und .bewertet. 
Zudem wurden neben der Auswertung bestehender Dauerbeobachtungsflächen für 
Boden / Vegetation im Untersuchungsraum (vgl. hierzu Band 3.27 E) zusätzliche 
Bodenuntersuchungen an weiteren Punkten dürchgeführt, um den Ist-Zustand des 
Schützgutes Boden zu erfassen (vgl. Band 3.14; anliegende Dokumentation „Boden- 
und Vegetationsuntersüchuhgen auf Weiden der Flur Kammerfeld in der Umgebung der 
salzhaltigen Quellen 1 und 6 nördlich von Unterbreizbach vom 28.08.2013“). Die 
Bestandsbewertung erfolgte anhand der im BBodSchG beschriebenen 
Bodenfunktionen. Die konkrete Verwertung der anfallenden Böden in-Abhängigkeit ihrer 
Funktionsbewertung bzw. Forderung eines Bodenschutzkonzeptes bleibt den jeweiligen 
Sonderbetriebsplänen Vorbehalten (Auflage 1).

Zu den Ausführungen der Bestandserfassung und den Auswirkungsprognosen über den 
Luftpfad enthält Band 3.22E Stäubimmissionen einen Hinweis auf eine mögliche 
Überschreitung der zulässigen jährlichen Frachten an Schadstoffen über alle 

Wirkungspfade nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 BBodSchG (Anhang 2, Tab. 5 BBodSchV). Nach 
der Ausbreitungsberechnung gern. Abbildung 10 „Jahresrhittelwert der 
Immissionszüsatzbelastung von Staubniederschläg durch den Haldönbetrieb in 
g/(m2xd), Variante Abwurf und Einbau bei geringer Höhe an der nördlichen Flanke“ wird 
ein Immissionswert (IW-Wert) von 0,30-100.000 g/(m2*d) in nordöstlicher Richtung 
ausgewiesen. Die in Band 3.22 E in der Tabelle 4-4 angegebenen Beurteilungswerte für 
die Gesamtbelastung der Deposition (Jahresmittfilwertl entsprechen bzw. 
unterschreiten mit Ausnahme des Parameters CWmiwm ^wndsätzlich die zulässigen 

Frachten gern. Anhang 2, Tab. 5 BBodSchV. Diemumem immissionswert gemäß TA
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Luft für das Schutzgut Mensch mit 0,35 g/(m2*d) errechneten Frachten einschließlich 
des Parameters Quecksilber, der gern. BBodSchV noch zu berücksichtigen ist, 
überschreiten nicht die zulässigen Frachten der BBodSchV. Erst ab einem zu 
prognostizierenden IW-Wert von 4 g/(m2*d) ist eine Überschreitung der zulässigen ;, 

Fracht für den Parameter Cd anzunehmen. Ein zusätzlicher Untersuchungs- bzw. 
Überwachungsbedarf im Sinne des vorsorgenden Bodenschutzes für die nach 

Abbildung 10 in gelb ausgewiesenen Flächen besteht daher nicht.

In Bezug auf den vorsorgenden Boden- und Grundwasserschutz ist eine 2-lagige 
Basisabdichtung mit einer Gesamtmächtigkeit von 75 cm, Systemdichtigkeit 
kf ^ 5 x 10"10 m/s mit darüber liegender flächigen 50 cm mächtigen 

Entwässerüngsschicht und zusätzlichen Entwässerungselementen vorgesehen.

Weiterhin ist die hydraulische Trennung der Bestandshalde von der Haldenerweiterung 
durch das Aufbringen einer Dichtung im Anlehnungsbereich zwischen Bestandshalde 
und Haldenerweiterung geplant, um das Sicken/vasser aus der Haldenerweiterung 
soweit als möglich einer geordneten Entwässerung zuzuführen: Ungeachtet der teils 
widersprüchlichen Annahmen und Berechnungen im Antrag als auch der 
Behördengutachter ist von einer Restinfiltration RI von rd. 170 m3/(ha*a) - 280 m3/(ha*a) 
für den Teil der Haldenerweiterung auszugehen. Für die Althalde wird von der 
Antragstellerin eine RI zwischen rd. 140 m3/(ha*a)-260 m3/(ha*a) angegeben, was 
unter Hinweis auf den Ausbauzustand der Althalde als auch der detektierten 
Mineralisierung im Umfeld der Althalde nicht plausibel ist. Hierzu verweise ich auf die 
gutachterliche Stellungnahme des Behördengutachters HG vom 02.08.2018.
Ungeachtet der tatsächlichen RI ist davon auszugehen, dass über das gewählte System 
der Basisabdichtung und Entwässerung die technischen Möglichkeiten zur Vermeidung 
und Minderung der RI für die Erweiterungsfläche ausgeschöpft sind. \

Zur Abschätzung der Auswirkungen auf das Grundwasser durch Schwermetalle und 
Aluminium sind anhand eines geochemischen Modells und Verwendung des 
Programmes PHREEQC erste Prognosen durchgeführt worden. Die beteiligten 
Behördengutachter HLNUG und HG halten die durchgeführten Prognosen anhand der 
getroffenen Eingangsdaten für nicht plausibel und gehen davon'aus, dass die in den 
Grundwasserleitern ablaufenden Prozesse mit der bisherigen hydrochemischen 
Modellierung noch nicht hinreichend beschrieben werden können. Aufgrund der hierzu 
erforderlichen weiteren Datenerhebung mit Erweiterung des Grundwassermessnetzes, 
Erweiterung des Parameterumfanges (z.B. Redoxpotential), regelmäßiges Monitoring 
zu unterschiedlichen Jahreszeiten, Fortführung der Untersuchungen zu 
Schwermetallmobilisierung im Untergrund durch salinäre Lösungen (vgl. U 25 btu



Brandenburg) usw. ist eine belastbare Prognose zur Ausbreitung der 
Schwermetailbeiastungen für die Bestandshalde und der Haldenerweiterung kurz- bis 
mittelfristig nicht zu erwarten. Die hierzu erforderlichen Maßnahmen sind durch die 
Antragstellerin zu planen und als Auflage im Planfeststellungsbeschluss zu fordern 
(Auflage 2 und 3). Nach den hydrogeologischen Stellungnahmen der 
Behördengutachter ist die Einschätzung, wie stark Übertritte von Haldenwasser in den 

SGWL als auch vom belasteten SGWL in den HGWL hydrochemisch in Erscheinung 
treten, von den jeweiligen Volumenverhältnissen der Zumischung und der 
Zeitverzögerung des Zutritts abhängig. Beide Größen können nicht exakt ermittelt 
werden und variieren aufgrund der Heterogenität des Untergrundes sowie dem Einfluss 
von Störungen, Basältgängen usw. vermutlich sehr stark. Für die Versickerung aus dem 
SGWL in den HGWL ist eine Zeitspanne von wenigen Jahren bis zu mehreren 
Jahrzenten anzünehmen. Eine gesicherte Prognose zu den Auswirkungen der 
Haldenerweiterung als auch der überlagernden Auswirkungen der Bestandshalde ist 
zum derzeitigen Stand der Untersuchungen nicht möglich.

Damit kommt den in Band 3.12 E Anlage 4 grundsätzlich beschriebenen 
Sicherungsmaßnahmen „optionale Sicherung Zellersbach und TWSG Zellersbachquelle 
Gilmesborn“ eine wesentliche Bedeutung zu. Für den nördlichen Abstrom der 
beantragten Phase 1 sind in den Antragsunterlagen keine Sicherungsmaßnahmen 
vorgesehen, gleiches gilt für den westlichen Abstrom der Phase 1.. Der 
Behördengutachter HG hält hierzu entsprechende Sicherungsmaßnahmen für 
erforderlich, da die potentiellen Auswirkungen vor allem auf die Oberflächengewässer 
auf der Grundlage der aktuellen Antragsunterlagen noch nicht abschließend beurteilt 
werden können und dies mittelfristig auch nicht möglich ist. Mit den 
Sicherungsmaßnahmen muss technisch gewährleistet werden, dass kein relevanter 
Salzwasser-TransportmitdenbegleitendenAlurriinium-/Schwermetall- 
Lösuhgsvorgängen über die Sicherungsebene hinaus erfolgen kann. Der 
Behördengutachter HG hält in seiner Stellungnahme vom 02.08.2018, Seito 9 
Sicherungsmaßnahmen für technisch möglich, sie sind aber in dem vorliegenden Kluft- 
Grundwasserleitsystem mit einem hohen technischen Aufwand verbunden. Ob und 
wann die Herstellung der hydraulischen Sicherungsmaßnahmen im Bereich der Phase 
1 erforderlich ist, muss mittels entsprechender Auslöseschwellenwerte an einer 
Überwachungsebene festgelegt werden. Ein Vorschlag hierzu soll noch vom 
Behördengutächter HG erarbeitet werden. Ein entsprechend sensitiver 
Überwachungswert für den Parameter Chlorid kann dem erforderlichen Zeitaufwand für 

die Planung, Bau und Betrieb der hydraulischen Sicherungsmaßnahmen herahgezogen 
werden. Nach dem Stand der Untersuchungen ist ein kausaler Zusammenhang 

zwischen der Gesamfmineralisierung und dem Aluminium- u. Schwermetall-
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Lösungsverhalten unstrittig. Soweit eine Ausbreitung der salinaren Lösungen im Boden 
über die Sicherungsebene hinaus unterbunden wird, ist eine Gefährdung des 
Schutzgutes Boden nicht zu besorgen. ; .

Gleiches gilt für die Aufbereitungshilfsstoffe (AHS), die hauptsächlich in Verbindung mit 
salinaren Lösungen verfrachtet werden. Ob die AHS Auswirkungen auf die 
hydrochemischen Prozesse im Untergrund haben, ist nicht abschließend geklärt. Die 
hierzu erforderlichen Untersuchungen werden mit der Auflage .2 gefordert.

Inwieweit das Potential der eingebrachten Tone, die in die beiden Dichtungsschichten 
der Basisabdichtung eingebaut werden, auf die Gesamtfracht von Aluminium- und 
Schwermetallen einzuschätzen ist, schließe ich mich der Auffassung des 
Behördengutachters HG an und halte die Relevanz der nur relativ geringen Tonanteile 
der Basisabdichtung im Vergleich Zu dem im tieferen Untergrund bzw. anstehendem 
Festgestein zu erwartenden Mächtigkeiten von Tonsteinen als hibht wesentlich. Das 
schließt allerdings nicht aus, dass öberflächennahe diffuse Austritte salinarer Lösungen 
im Nahbereich der Halde mit einer nicht unerheblichen Schwermetallkonzentration aus 
der Basisabdichtung verunreinigt sind. Beim Auftreten diffuser Austritte salinarer 
Lösungen sind diese zu fassen und in Abhängigkeit ihrer Belastung äufzubereiten oder 
zu entsorgen. '

Bei Beachtung der nachfolgenden Auflagen bestehen aus Sicht des Vor- und 
Nachsorgenden Bodenschutzes gegen das Vorhaben keine Bedenken.

1. In den erforderlichen .Sonderbetriebsplänen (BA 2 bis BA A5) für die Herrichtung 
der Aufständsfläche ist ein eigenständiges Bodenschutzkonzept zu integrieren.

2. Die Auswirkungen der Bestandshalde und der Haldenerweitörung durch 
Schwermetallmobilisierung im Untergrund durch sanlinare Lösungen sind weiter in 
Abstimmung mit der Plangenehrpigungsbehörde zu erforschen.

3. Zur Beseitigung der in den Stellungnähmen der Behördengutachter HG vom 
02.082018 und HLNUG vom 12.07.2018 aufgezeigten hydrogeologischen
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Erkundungsdefizite ist ein Konzept zu erstellen und der Planfeststelluhgsbehörde bis 
zum 01.03.2019 zur Zustimmung vorzulegen.

4. Beim Auftreten oberflächennaher sälinarer Lösungen sind diese zu fassen und in 
Abhängigkeit ihrer Belastung aufzubereiten oder zu entsorgen.

Begründung:

Auflage 1

Nach § 1 des Gesetzes zum Schutz des Bodens BBodSchG sollen bei Einwirkungen 
auf den Boden dife Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen so weit wie 
möglich vermieden werden. Darüber hinaus sind die Funktionen des Bodens zu sichern 
oder wiederherzustellen. Außerdem ist gern. § 202 Baugesetzbuch Mutterboden, der 
bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen ' 

Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, in nutzbarem Zustand zu erhalten 
und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

Auflage 2

Nach der Unterlage U25 zum Band 3.12.2.E haben die bisherigen Untersuchungen 
gezeigt, dass die Wechselwirkungen zwischen salinaren Lösungen und lehmhaltigen 
Boden sehr komplöx sind. Es kann davon ausgegangen werden, dass eine Kette von 
Reaktionen zur Mobilisierung der beobachteten Metalle führt. Eine Simulation dieser 
Prozesse, auch unter Berücksichtigung der Aufbereitungshilfsstoffe, durch besser 
ängepasste Laborexperimente und gekoppelter Modellierung sind für den Bereich der 
Althalde und der Haldenerweiterung zu planen und durchzuführen. Die hierzu 
notwendigen Untersuchungen sind in ihrer Konzeption mit der 
Planfeststellungsbehörde abzustimmen.

Auflage 3

Die beteiligten Behöfdengutachter kommen zu dem Schluss, dass das bisherige 
Messsteilennetz zu den hydrogeologischen und hydrochemischen Belangen 
Erkundungsdefizite auf weißt. Hierzu ist ein Konzept zur Beseitigung der Defizite zu
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erstellen und der Plangenehmigungsbehörde zur Zustimmung vorzulegen. Es wird 
empfohlen das Konzept im Vorlauf hinreichend mit den Behördengutachtem und der 
Genehmigüngsbehörde abzustimmen.

Aüflage 4

Austritte saliharer Lösungen sind im bisherigen Betrieb der Althalde ohne 
Basisabdichtung mehrfach aufgetreten. Mit der Errichtung einer qualifizierten 
Basisabdichtung wird die Restinfiltration auf das technisch mögliche Mali reduziert. 
Dennoch kann nicht ausgeschlossen werden, dass durch die Erweiterungsfläche 
Austritte salinarer Lösungen auftreten die mit Aluminium- und Schwermetallen bejastet 
sind oder aufgrund ihrer Salinität zur Mobilisierung von Aluminium- und Schwermetallen 
im Boden beitragen können. Zur Sicherung- oder Sanierung sind diese Austritte zu 
fassen und in Abhängigkeit ihrer Belastung äufzubereiten oder zu entsorgen.

Für die Bearbeitung des Antrages sind insgesamt 68 Std gehobener Dienst auf dem 
Kostenträger bergbehördliche Zulassung Halde. Hattorf angefallen.

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag

(Hartmann)


